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Durchführung des Xrzte b'C 3etzes '" """""'"..;-..;_.,__,-__ :::.J..i.: ___ _ 

A n f ra ge b e a nt W 0 r tun..li!. 

In schriftlicher Beantwortung der an ihn am l4el!lärz 1950 von den 

Abg.Hi n t ern d or f e :Ir und Genossen gerichteten Anfrage, betreffend 

Durchführung des Ärztegesetzes , teilt Bundesminister für soziale Verwaltung 

M a i5 e 1 mit: 

Wohl ist es rim tig, dass gemäss Art.15 Absc>6 des B.-VG. die 

Zuständigkeit zur Erlassung des Ausführungsgesetzes zu § 57 Abs .. l und 2 des 

Ärztegesetzes,BGBL.Nr,,92/1949, auf den/Bund übergegangen ist, weil bis zum 

l.November die erforderlichen Ausführungsgesetze der Länder 'nicht erlas,sen 
. . 

worden sind~'Ich habe bere its am. 27 ~Jul1i 1949 , dann am 20.0ktober 1949 und - . 

sehliesslich um 2l • .tänner 1~50 an die Länder den dringend~nAppell g:::. richtet, 

die' in Frage stehenden Ausführungsgesetze 'Zu erlassen, doehhabel+ nur die 
. --~/ 

Bundesländer ygrarlberg, Wien, Salzburg und Oberösterreich EntwUrfe solcher 

Ausführungsgesetze zur Begutachtung vorgelegt, über die di~ Landtage der ge­

nannten Bundesländer bis heute bedauerlich,;rvlc!se noch ke inen Beschlus s gefasst 

haben .. 

Wenngleich ich nicht verkennen möchte, dass die Erlassungder 

im Ärztegesetz verheis13enen Ausführungsgesetze der Länder in Hinblick auf die' 

grossen finanziellen und sozialen Rüclmi?kungen für die in Ausbildung stehenden 

:tU.l~gttrzte drin@nd erforderlich ist, so hilbe ioh do oh vers!:l0ht; die; Länder) 

die als Betrie bsführer. öffentlicher und sonstiger Krankenanstalten durch die 

Ausrirklu'lgen solcher Ausführungsgesetze finanziell am meisten bp.rührt werden, 
/ \ 

auf gütlichem Wege zur Erlassung der Ausführungsgesetze zu bewegen. 

Die se meine Bemühungen si nd je qoch "'Jis heut~ ohne Erfolg geblicben. 

Ich ha.be daher unter,einem an die Landeshauptleute aller Bundesländer letztmalig 

den Appell gerichtet t ihren Einfluss massgebend dahingehend geltend zu uaehen, 

dass die in Frage stehenden Ausführungsgesetze von den Landt~zen binnen der 

nächsten zwei Monate erlassen werden, und dass für den Fall des ergebnislosen 

Vers treicle n8 die ser Frist ein vom Bundesminist erium bere! ts ausgearbeiteter 

Entwul"f eines solchen Ausführungsgesetzes der verfassungsmässigen Behandlung 
, , 

durch die Organe der Bundesgesetzgebung zugeführt werden wird. 
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